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Nr 29 Verordnung der Salzburger Landesregierung – Gewährung von Nachlässen bei vorzeitiger gänzlicher Rückzah-
lung von Förderungsdarlehen und Annuitätenzuschüssen (Rückzahlungsbegünstigungs-Verordnung 2001)

Nr 30 Verordnung der Salzburger Landesregierung – Zulässigkeit der Verwendung bestimmter Grundflächen in der
Stadtgemeinde Salzburg für Handelsgroßbetriebe aus überörtlicher Sicht (Standortverordnung Stadt Salzburg
– Höller-Eisen)

Nr 31 Verordnung der Salzburger Landesregierung – Änderung der Fleischuntersuchungsgebühren-Verordnung
1995

Nr 32 Verordnung der Salzburger Landesregierung – Änderung der Allgemeinen Landschaftsschutzverordnung 1995
Nr 33 Kundmachung der Salzburger Landesregierung – Zurücknahme der Anerkennung der Wiestal-Heilquelle als

Heilquelle

29. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
5. Februar 2001 über die Gewährung von Nachlässen bei
vorzeitiger gänzlicher Rückzahlung von Förderungsdarle-
hen und Annuitätenzuschüssen (Rückzahlungsbegünsti-

gungs-Verordnung 2001)

Auf Grund der §§ 13 Abs 4 und 17 Abs 2 in Verbindung
mit § 62 Abs 4 des Salzburger Wohnbauförderungsgeset-
zes 1990, LGBl Nr 1/1991, in der geltenden Fassung wird
verordnet:

Begünstigte Rückzahlung

§ 1

Für die vorzeitige gänzliche Rückzahlung von Förde-
rungsdarlehen nach dem Wohnbauförderungsgesetz
1954 oder dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 sowie
von Förderungsdarlehen und Annuitätenzuschüssen nach
dem Wohnbauförderungsgesetz 1984 oder dem Salzbur-
ger Wohnbauförderungsgesetz 1990, die jeweils für Woh-
nungen im Eigentum oder in Miete im Sinn von § 2 Z 1
zweiter Satz gewährt worden sind, wird ein Nachlass ge-
währt.

Nachlassvoraussetzungen

§ 2

Voraussetzungen für die Gewährung eines Nachlasses
sind:
1. Das Ansuchen ist vom Eigentümer (Wohnungs-, Bau-

rechtswohnungseigentümer), bei Miteigentum von
sämtlichen Miteigentümern und bei Ehegattenwoh-
nungseigentum von den Ehegatten gemeinsam zu stel-
len. Wohnungsinhaber mit verbücherten Bestandver-
trägen, die für die Darlehensrückzahlung dem Land ge-
genüber persönlich haften, sind wie Baurechtswoh-
nungseigentümer zu behandeln. In das Ansuchen sind
die Kündigung des Förderungsdarlehens und der An-
nuitätenzuschüsse und der Verzicht auf die weitere Ge-
währung von Annuitätenzuschüssen und Wohnbeihilfe
aufzunehmen. Eine allfällig gewährte Wohnbeihilfe
wird ab dem auf das Einlangen des Ansuchens folgen-

den Monatsersten eingestellt. Die Kündigung und der
Verzicht gelten nur für den Fall der Erfüllung der Vor-
aussetzungen für die begünstigte Tilgung und der tat-
sächlichen Inanspruchnahme des Nachlasses.

2. Die Kündigung des Förderungsdarlehens und die Ein-
stellung und Rückforderung der Annuitätenzuschüsse
durch das Land Salzburg darf weder bereits erfolgt
noch nachweislich eingeleitet sein.

3. Die Zusicherung der Förderung muss mindestens zehn
Jahre zurückliegen.

4. Die Restlaufzeit des Förderungsdarlehens und der An-
nuitätenzuschüsse muss noch mindestens fünf Jahre
betragen.

5. Die Anträge auf Gewährung von Annuitätenzuschüs-
sen bzw deren Rückzahlung, die subjektbezogen be-
rechnet werden, müssen vollständig eingereicht und
mindestens bis zum Fälligkeitstermin (§ 5 Abs 1) be-
rechnet worden sein.

6. Das Förderungsdarlehen und die Annuitätenzuschüsse,
für welche ein Nachlass gewährt wird, müssen zum
Zeitpunkt der Gewährung des Nachlasses noch unbe-
richtigt aushaften.

Restlaufzeit

§ 3

Die Restlaufzeit ist ausgehend vom Fälligkeitstermin ge-
mäß § 5 Abs 1 wie folgt zu berechnen:
1. im Allgemeinen unter Zugrundelegung der im Schuld-

schein angeführten Darlehenslaufzeit;
2. bei Darlehen nach dem Wohnbauförderungsgesetz

1968 unter Zugrundelegung der schuldscheinmäßigen
Annuität;

3. bei Darlehen und Annuitätenzuschüssen nach dem
Wohnbauförderungsgesetz 1984 oder dem Salzburger
Wohnbauförderungsgesetz 1990 ausgehend von der
Differenz zwischen zumutbarem und maßgeblichem
Wohnungsaufwand gemäß der Wohnbauförderungs-
Durchführungsverordnung in der jeweils geltenden
Fassung zum Fälligkeitstermin:
a) Übersteigt der zumutbare Wohnungsaufwand den

maßgeblichen Wohnungsaufwand, ist die Restlauf-



zeit das Ergebnis der Division von aushaftender Ge-
samtschuld (Förderungsdarlehen und Annuitätenzu-
schüsse) mit der Differenz zwischen zumutbarem
und maßgeblichem Wohnungsaufwand.

b) Unterschreitet nach dem Wohnbauförderungsgesetz
1984 der zumutbare Wohnungsaufwand den maß-
geblichen Wohnungsaufwand oder ist der zumutbare
Wohnungsaufwand gleich groß wie der maßgebliche
Wohnungsaufwand, ist die Restlaufzeit bei der Ge-
währung von Förderungsdarlehen und Annuitätenzu-
schüssen unter Zugrundelegung der schuldscheinmä-
ßigen Annuität des Förderungsdarlehens zu berech-
nen; bei ausschließlicher Gewährung von Annuitä-
tenzuschüssen ist eine Restlaufzeit von 30 Jahren zu
Grunde zu legen. Nach dem Salzburger Wohnbauför-
derungsgesetz 1990 ist in diesen Fällen immer eine
Restlaufzeit von 30 Jahren zu Grunde zu legen.

Höhe des Nachlasses

§ 4

Der Nachlass beträgt in Prozenten des aushaftenden
Förderungsdarlehens und der aushaftenden Annuitäten-
zuschüsse bei einer Restlaufzeit gemäß § 3
von mindestens 28 Jahren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 50%
von 15 bis unter 28 Jahren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 40%
von 5 bis unter 15 Jahren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 30%.

Fälligkeit der vorzeitigen Rückzahlung

§ 5

(1) Die vorzeitige Rückzahlung hat in einem Betrag zu
erfolgen, und zwar
1. bei den Förderungsdarlehen und Annuitätenzuschüs-

sen nach dem Salzburger Wohnbauförderungsgesetz
1990
a) zu den Quartalsenden eines jeden Jahres, wenn das

Ansuchen mindestens zwei Monate vor diesem Ter-
min eingebracht worden ist;

b) ansonsten zum nächstfolgenden Quartalsende;
2. bei Förderungsdarlehen nach den Wohnbauförde-

rungsgesetzen 1954, 1968 und 1984
a) zum nächsten Fälligkeitstermin der Halbjahresannui-

tät, der auf das Ansuchen um Gewährung eines
Nachlasses folgt, wenn das Ansuchen mindestens
zwei Monate vor diesem Termin eingebracht worden
ist;

b) ansonsten zum zweitfolgenden Fälligkeitstermin der
Halbjahresannuität;

3. bei ausschließlichen Annuitätenzuschüssen nach dem
Wohnbauförderungsgesetz 1984
a) zum nächstfolgenden Fälligkeitstermin der Annuitä-

tenzuschussauszahlung bzw -rückzahlung, wenn das
Ansuchen mindestens zwei Monate vor diesem Ter-
min eingebracht worden ist;

b) ansonsten zum zweitfolgenden Fälligkeitstermin der
Annuitätenzuschussauszahlung bzw -rückzahlung.

(2) Nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1984 entfällt
eine Aus- bzw Rückzahlung der zum Fälligkeitstermin be-
rechneten Annuitätenzuschüsse.

(3) Nach dem Salzburger Wohnbauförderungsgesetz
1990 entfällt eine Aus- bzw Rückzahlung von Annuitäten-
zuschüssen mit dem auf die Bewilligung der Gewährung
eines Nachlasses folgenden Monat.

Rückzahlung von Eigenmittelersatzdarlehen

§ 6

Bei der vorzeitigen Rückzahlung von Förderungsdarle-
hen nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 sind die
zum Fälligkeitstermin gemäß § 5 Abs 1 noch aushaftenden
Eigenmittelersatzdarlehen gemäß § 11 Abs 5 des Wohn-
bauförderungsgesetzes 1968 zur Gänze zurückzuzahlen.
Gleiches gilt bei der vorzeitigen Rückzahlung von Förde-
rungsdarlehen und Annuitätenzuschüssen nach dem
Wohnbauförderungsgesetz 1984 für die gemäß § 30 die-
ses Gesetzes noch aushaftenden Eigenmittelersatzdarle-
hen. Diese Verpflichtung ist in das Ansuchen aufzuneh-
men.

Verfahrensbestimmungen

§ 7

(1) Ansuchen um Gewährung eines Nachlasses sind
beim Amt der Salzburger Landesregierung einzubringen.
Dem Ansuchen ist ein Grundbuchsauszug neuesten Stan-
des beizulegen.

(2) Im Fall der Gewährung eines Nachlasses erhält der
Darlehensschuldner eine schriftliche Mitteilung über den
Fälligkeitstermin gemäß § 5 Abs 1, die Höhe der noch zu-
rückzuzahlenden Restschuld des Förderungsdarlehens
und die Höhe der noch zurückzuzahlenden Restschuld der
aufsummierten Annuitätenzuschüsse und des zurückzu-
zahlenden Eigenmittelersatzdarlehens.

(3) Der Nachlass geht verloren, wenn der Fälligkeitster-
min nicht eingehalten wird. In diesem Fall sind die tatsäch-
lich geleisteten Beträge als Sondertilgung in Anrechnung
zu bringen. Die Höhe der schuldscheinmäßigen Annuität
bei Förderungsdarlehen nach dem Wohnbauförderungs-
gesetz 1954 oder dem Wohnbauförderungsgesetz 1968
wird dadurch nicht verändert. Dies gilt auch für Eigenmit-
telersatzdarlehen.

Inkrafttreten

§ 8

(1) Diese Verordnung tritt mit 16. März 2001 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Rückzahlungsbegünstigungs-Verord-
nung 1997, LGBl Nr 81, außer Kraft.

(2) Nachlässe können nur auf Grund von Ansuchen ge-
währt werden, die bis zum 31. Dezember 2004 beim Amt
der Landesregierung einlangen.

Für die Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

Schausberger

30. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
8. Februar 2001 betreffend die Zulässigkeit der Verwen-
dung bestimmter Grundflächen in der Stadtgemeinde
Salzburg für Handelsgroßbetriebe aus überörtlicher Sicht

(Standortverordnung Stadt Salzburg – Höller-Eisen)

Auf Grund des § 11a des Salzburger Raumordnungsge-
setzes 1998, LGBl Nr 44, in der geltenden Fassung wird
verordnet:
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§ 1

(1) Vom Standpunkt der überörtlichen Raumplanung ist
die Verwendung von Teilflächen der GP Nr 124/1 und
125/11 KG 56531 Maxglan für Handelsgroßbetriebe der
Kategorie Bau-, Möbel- oder Gartenmärkte § 17 Abs 9
und 10 lit d ROG 1998 bis zu einer Gesamtverkaufsfläche
von 2.500 m2 zulässig.

(2) Die von Abs 1 erfassten Flächen sind in einem Lage-
plan als wesentlicher Bestandteil dieser Verordnung fest-
gelegt, der beim Amt der Salzburger Landesregierung und
beim Magistrat Salzburg während der für den Parteien-
verkehr bestimmten Amtsstunden (§ 13 Abs 5 AVG) zur
allgemeinen Einsicht aufliegt.

§ 2

Die Entscheidung des Gemeinderates der Stadtgemein-
de Salzburg über eine damit übereinstimmende Auswei-
sung der Grundfläche im Flächenwidmungsplan der
Stadtgemeinde ist davon unabhängig zu treffen.

Für die Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

Schausberger

31. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
22. Februar 2001, mit der die Fleischuntersuchungsge-

bühren-Verordnung 1995 geändert wird

Auf Grund der §§ 2 und 6 des Fleischuntersuchungsge-
bühren-Gesetzes, LGBl Nr 90/1994, in der geltenden Fas-
sung wird verordnet:

Die Fleischuntersuchungsgebühren-Verordnung 1995,
LGBl Nr 103, wird geändert wie folgt:

1. § 1 lautet:

„Gebührenhöhe

§ 1

(1) Die Fleischuntersuchungsgebühren werden wie
folgt festgelegt:

Tarifpost
Gebührenhöhe

in Schilling in Euro

1. Schlachttier- und
Fleischuntersuchung je
Tier

1.1. bei Rindern und Ein-
hufern über 6 Monate 80,50 5,85

1.2. bei Rindern und Einhu-
fern bis zu 6 Monaten
(= Kälber, Fohlen) 
sowie bei Rotwild bis
zu 30 kg (= Rotwild-
kälber) 44,80 3,26

1.3. bei Schweinen und
Wildschweinen über
25 kg 44,80 3,26

Tarifpost
Gebührenhöhe

in Schilling in Euro

1.4. bei Schweinen und
Wildschweinen bis
25 kg (= Ferkel, Frisch-
linge) 13,30 0,97

1.5. bei Schafen und Zie-
gen über 3 Monate so-
wie Reh-, Gams- und
Muffelwild über 9 kg 24,90 1,81

1.6. bei Schafen und Zie-
gen bis zu 3 Monaten
(= Schaflämmer und
Ziegenkitze) sowie
Reh-, Gams- und Muf-
felwild bis zu 9 kg
(= Reh-, Gams-, Muf-
fellämmer) 15,00 1,09

1.7. bei Rotwild über 30 kg
und Zuchtwild (aus-
genommen Wild-
schweine) 56,40 4,10

1.8. bei Hühnern 0,50 0,03

1.9. bei Puten 1,00 0,07

1.10. bei Kleinwild und 
Kaninchen 4,40 0,32

1.11. Trichinenunter-
suchungen

1.11.1. bei Kompressions-
methode 24,90 1,81

1.11.2. bei Verdauungs-
methode 11,60 0,84

1.12. bei Straußen 80,50 5,85

1.13. Fische je Partie 230,00 16,71

2. Überprüfung gemäß § 28 Abs 3 des Fleisch-
untersuchungsgesetzes:
je Tier jeweils das Doppelte des Betrages 
gemäß TP 1

3. Kontrolluntersuchung
gemäß § 17 Abs 1 des
Fleischuntersuchungs-
gesetzes

je angefangene Vier-
telstunde 217,50 15,81

höchstens jedoch 
je Tag 1.740,00 126,45

4. Auslandsfleischunter-
suchung gemäß § 43
Abs 1 des Fleischunter-
suchungsgesetzes

je angefangene Vier-
telstunde 217,50 15,81

höchstens jedoch 
je Tag 1.740,00 126,45



Tarifpost
Gebührenhöhe

in Schilling in Euro

5. Laufende Überwa-
chung gemäß § 44
Abs 4 des Fleischunter-
suchungsgesetzes je
angefangene Viertel-
stunde 217,50 15,81

höchstens jedoch je
Tag 1.740,00 126,45

(2) Die Mindestgebühr für Schlachttier- und Fleischun-
tersuchungen, Trichinenuntersuchungen und Überprüfun-
gen gemäß § 28 Abs 3 des Fleischuntersuchungsgeset-
zes in einem Arbeitsgang am selben Ort beträgt 230 S /
16,71 .

(3) Die Mindestgebühr für Kontrolluntersuchungen ge-
mäß § 17 Abs 1 des Fleischuntersuchungsgesetzes beträgt
217,50 S / 15,81 .

(4) Die Mindestgebühr für Auslandsfleischuntersu-
chungen gemäß § 42 Abs 1 des Fleischuntersuchungsge-
setzes beträgt 217,50 S / 15,81 .

(5) Die Mindestgebühr für die mit der laufenden Über-
wachung gemäß § 44 Abs 4 des Fleischuntersuchungsge-
setzes verbundene Kontrolle beträgt 217,50 S / 15,81 .“

2. Im § 2 Abs 3 lauten die Z 2 und 3:
„2. einem Betrag von 188 S / 13,66 für die Probenent-

nahme und Verpackung;
3. einem Pauschalbetrag von 100 S / 7,27 für den Ver-

sand von Proben;“

3. Im § 3 wird angefügt:
„(3) In Schlachthäusern, in denen mehr als 25 Schlacht-

tier- und Fleischuntersuchungen pro Stunde gemäß den
Tarifposten des § 1 Abs 1 Z 1.1 und 1.2 durchgeführt wer-
den, vermindert sich die Grundgebühr um 20,5%. Abs 1
ist in diesem Fall nicht anzuwenden.

(4) In Schlachthäusern, in denen mehr als 40 Schlacht-
tier- und Fleischuntersuchungen sowie Trichinenuntersu-
chungen an Schweinen pro Stunde (Tarifpost 1.3, 1.4 und
1.11 des § 1 Abs 1) durchgeführt werden, vermindert sich
die Grundgebühr um 27%. Abs 2 ist in diesem Fall nicht
anzuwenden.“

4. Im § 4 werden folgende Änderungen vorgenommen:
4.1. Im Abs 2 wird der Betrag „7,80 S“ durch den Be-

trag „6 S / 0,44 “ ersetzt.
4.2. Im Abs 3 wird der Betrag „188 S“ durch den Betrag

„188 S / 13,66 “ ersetzt.

5. Im § 6 wird angefügt:
„(3) Die §§ 1, 2 Abs 3 und 4 Abs 2 und 3 in der Fassung

der Verordnung LGBl Nr 31/2001 treten mit Beginn des

auf die Kundmachung folgenden Monats in Kraft. § 3
Abs 3 und 4 tritt mit 1. Dezember 2000 in Kraft. Die neu-
en Bestimmungen sind auf Leistungen anzuwenden, die
nach den jeweiligen Inkrafttretenszeitpunkten erbracht
werden.“

Für die Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

Schausberger

32. Verordnung der Salzburger Landesregierung vom
9. Februar 2001, mit der die Allgemeine Landschafts-

schutzverordnung 1995 geändert wird

Auf Grund des § 18 Abs 1 des Salzburger Naturschutz-
gesetzes 1999, LGBl Nr 73, in der geltenden Fassung wird
verordnet:

Die Allgemeine Landschaftsschutzverordnung 1995,
LGBl Nr 89, in der Fassung der Verordnung LGBl Nr 27/
1998 und der Kundmachung LGBl Nr 123/1995 wird ge-
ändert wie folgt:

1. Im § 2 Z 11 wird das Wort „Laubwald“ durch das
Wort „Laubwaldgebiet“ ersetzt.

2. Im § 5 wird angefügt:
„(5) § 2 Z 11 in der Fassung der Verordnung LGBl

Nr 32/2001 tritt mit 1. April 2001 in Kraft.“

Für die Landesregierung:
Der Landeshauptmann:

Schausberger

33. Kundmachung der Salzburger Landesregierung vom
5. Februar 2001 über die Zurücknahme der Anerkennung

der Wiestal-Heilquelle als Heilquelle

Auf Grund des § 12 Abs 3 des Salzburger Heilvorkom-
men- und Kurortegesetzes 1997, LGBl Nr 101, wird kund-
gemacht:

Die Salzburger Landesregierung hat mit Bescheid vom
3. 1. 2001, Zahl 9/01-42.321/68-2000, die mit Bescheid
der Salzburger Landesregierung vom 4. 7. 1963, Zahl
III-9964/1963, erfolgte Anerkennung der auf der Grund-
parzelle Nr 360/15 KG Hinterwiestal, politischer Bezirk
Hallein, zu Tage tretenden „Wiestalquelle“ zurückgenom-
men.

Für die Landesregierung:
Der Landeshauptmann-Stellvertreter:

Buchleitner
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